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Zur Codification des öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. (Fortſetzung und Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Im politiſchen Strafverfahren ſteht dem Beſchuldigten gegen die Verfügungen be⸗ 
züglich der Einleitung der Strafamtshandlung keine beſondere Beſchwerde 
zu und kann eine Beſchwerde gegen das Verfahren nur mit dem Recurſe 
gegen das Straferkenntniß verbunden werden. 

Das Exeentionsrecht des Staates zur Eintreibung von Rückſtänden an der nach 
dem Geſetze vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 70, bemeſſenen Militär⸗ 
taxe iſt nicht auf den Weg der politiſchen Execution beſchränkt, ſondern es 
kann hiezu, wo es von Seite der bezüglichen Verwaltungsbehörde für zweck 
mäßig erachtet wird, auch der Weg der ordentlichen gerichtlichen Execution 
betreten werden. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Codiſtcation des öſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karmiüski. 
(Fortſetzung und Schluß.) 


34. „Die unehelichen Kinder einer Oeſterreicherin verlieren die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft durch die den Geſetzen gemäß erfolgte 
Legitimation, wenn der natürliche Vater ein Ausländer iſt, jedoch nur 
dann, wenn die Legitimation nach den Geſetzen jenes Staates, welchem 
der natürliche Vater angehört, die Erwerbung der Staatsangehörigkeit 
zur Folge hat.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt das Correlat zu P. 4. Die beſondere 
Vorausſetzung im Schlußſatze iſt zu ihrer Begründung und in ihrer Zweck⸗ 
mäßigkeit einer weiteren Erörterung nicht bedürftig. Auch § 33 G. A. 
JL: 1879 hat dieſe beſondere Vorausſetzung, jedoch mit der weiteren 
Beſchränkung, wenn die Betreffenden auch nach ihrer Legitimation in 
Ungarn wohnen, aufgenommen. Letztere Beſchränkung erſchien nicht noth⸗ 
wendig. Erwirbt der betreffende Oeſterreicher unehelicher Geburt die 


fremde Staatsangehörigkeit ſeines natürlichen Vaters nicht, ſo bleibt er 
Oeſterreicher unter jeder Bedingung und kann ſeiner öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft, wie jeder andere Oeſterreicher, und in Gemäßheit 
der Beſtimmungen dieſes Geſetzes verluſtig erklärt werden. Daß der 
hier normirte Erlöſchungsgrund der Staatsbürgerſchaft nach Analogie 
der privatrechtlichen Behandlung als geltendes Recht anzuſehen iſt, be⸗ 
weiſt die conſtante behördliche Praxis. §S 12: 4 d. R. G. anerkennt 
dieſen Erlöſchungsgrund gleichfalls, und zwar ganz unbedingt, ohne die 
folgenweiſe Verbindung der Staatsbürgerſchaſt mit der Legitimation nach 
dem betreffenden fremden Rechte ausdrücklich als Bedingung des Ver⸗ 
luſtes zu ſetzen. Im Weſen lauſen bei den in dieſem Punkte doch in den 
meiſten Staaten mehr übereinſtimmenden Grundſätzen des Privatrechtes 
übrigens die Beſtimmungen des $ 12: 4 d. R. G. wie die des obigen 
P. 34 auf das Nämliche hinaus. 

35. „Eine Oeſterreicherin, welche mit einem fremden Staats⸗ 
angehörigen ſich verehelicht, verliert vorbehaltlos die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt ſtricte geltendes Recht gemäß § 32 a. b. 
G. B. und § 19 des Auswanderungspatentes vom 24. März 1832, 
P. G. S. Nr. 34. 

Daß die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit der au einen Ausländer 
ſich verehelichenden Oeſterreicherin in keiner Weiſe vorbehalten werden 
kann, geht ſchon aus § 20 des Auswanderungspatentes hervor und iſt 
überdies auch in dem Hofkanzleidecrete vom 10. Juni 1835, gal. Prov. 
G. S. XVII, S. 488 ausgeſprochen. 

Wie die correſpondirende Erwerbsart, ſo iſt auch dieſer 
Erlöſchungsgrund der Staatsbürgerſchaft durch die Verehelichung nur 
auf die ſich verehelichende Perſon beſchränkt. Es gilt demnach auch hier 
das zu P. 5 Bemerkte. 

36. „Oeſterreicher, deren Auswanderungsſreiheit nicht beſchränkt, 
oder bei denen dieſe Beſchränkung geſetzlich bereits weggefallen iſt, verlieren 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, wenn fie das Gebiet der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder verlaſſen und ſich ununterbrochen 
zehn Jahre lang ohne giltiges Auslandspapier (Reiſepaß) im Auslande 
aufhalten. 

„Bei Denjenigen, deren Auswanderungsfreiheit überhaupt nicht 
beſchränkt war, beginnt die vorbezeichnete Friſt mit dem Tage des Aus⸗ 
trittes aus dem öſterreichiſchen Staatsgebiete, bei Denjenigen, bei welchen 
dieſe beſtandene Beſchränkung bereits weggefallen iſt, mit dem Zeitpunkte 
des Wegfalls derſelben, wenn dieſer ſpäter eintrat als die Ueberſiedlung 
in's Ausland, ſonſt mit dem Zeitpunkte des Austrittes aus dem öſter⸗ 
reichiſchen Staatsgebiet, beziehungsweiſe in beiden Fällen mit dem Zeit⸗ 
punkte, mit welchem die Giltigkeitsdauer der beſeſſenen Auslandspapiere 
(Reiſepaß) abgelaufen iſt. 


„Dieſe Frift wird durch die Erwirkung eines erneuerten giltigen 
Ausweisdocumentes, durch die Erlangung einer Aufenthaltskarte ſeitens 
eines öſterreichiſch⸗ ungariſchen Conſulates oder die Eintragung in die 
Matrik einer öſterreichiſch-ungariſchen Conſulargemeinde, dann durch auf 
die ausdrückliche Bewahrung der Staatsbürgerſchaft gerichtete beſondere 
Erklärung an eine k. und k. Miſſion im Auslande oder die nach der 
Heimatgemeinde zuſtändige politiſche Landesbehörde, über deren Einlangen 
auf Nachſuchen eine Beſcheinigung zu ertheilen iſt. 

„Ihr Lauf beginnt von Neuem mit dem auf die vorſtehend an⸗ 
geführten Hemmungen dieſer zehnjährigen Friſt folgenden Tage. 

„Sollte dieſe Friſt auf Grund eines Vertrages mit dem betreffen⸗ 
den fremden Staate auf weniger als zehn Jahre oder ſollte für den 
Beginn zum Laufe dieſer Friſt ein anderer als der in Al. 2 bezeichnete 
Zeitpunkt feſtgeſetzt ſein, ſo ſind dieſe Wirkungen auch an den Ablauf 
dieſer kürzeren, nach den beſonderen Beſtimmungen des Staatsvertrages 
zu berechnenden Friſt gebunden. 

„Der hienach eingetretene Verluſt erſtreckt ſich auf die mit ihrem 
abweſenden Manne zuſammenlebende Ehegattin und die bei den Eltern 
bezw. dem überlebenden Elterntheile befindlichen minderjährigen Kinder, 
bei denen männlichen Geſchlechtes jedoch nur, wenn fie das vierzehnte 
Lebensjahr noch nicht erreicht haben.“ 

Sowohl das deutſche (SS 12: 3 und 21, Al. 1) wie das 
ungarische (SS 20: 3 und 31) Staatsbürgerſchaftsrecht knüpfen an den 
zehnjährigen paßloſen Aufenthalt im Auslande — das ungariſche Geſetz 
legt mit Beziehung auf den eigenen Staat den Nachdruck auf die „Ab⸗ 
weſenheit“ — den Verluſt der Staatsangehörigkeit. Auch das Aus⸗ 
wanderungspatent kennt in §S 7 c) und d) die fünf- bezw. zehnjährige 
Abweſenheit als Erlöſchungsgrund. Durch Art. 4, Al. 3 des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger iſt hierin 


52 


dieſes 42. Lebensjahres, hat er das öſterreichiſche Staatsgebiet erſt nach 
dem Zurücklegen des 42. Lebensjahres verlaſſen, fo beginnt der Lauf 
dieſer Friſt mit dem Datum des Austrittes aus dem öſterreichiſchen 
Staatsgebiete, wie bei jenen Perſonen, deren Answanderungsfreiheit durch 
die Wehrpflicht überhaupt nicht beſchränkt iſt. Im Weſen heißt das ſo 
viel, daß der animus non redeundi bei einem öſterreichiſchen Staats⸗ 
angehörigen, deſſen Auswanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht beſchränkt 
iſt, erſt nach der geſetzlich giltigen Erlöſchung dieſer Beſchränkung von 
rechtlicher Wirkung werden kanu. Alſo auch die Beſtimmung der Al. 2 
entſpricht vollkommen dem Geiſte des geltenden Rechtes. 

Die bezügliche Beſtimmung des § 21 d. R. G. wird ſeitens 
der deutſchen Behörden — dem deutſchen Auswanderungsrechte im All⸗ 
gemeinen übrigens nicht widerſprechend — ſehr ſtrenge ausgelegt und 
prakticirt. Es liegt mir der nachſtehende Fall vor: Ein Preuße, welcher 
in Oeſterreich ſeit dem Jahre 1875 ſich aufhält, bittet um Erwirkung 
der Anerkennung ſeiner preußiſchen Staatsangehörigkeit. Während des 
Aufenthaltes in Oeſterreich beſaß der Bittſteller ſeine militäriſchen Ausweis⸗ 
papiere — welche, nebenbei bemerkt, als Auslandspapiere im Sinne des 
§ 21 d. R. G. nicht auerkannt wurden — und auch einen von dem 
Amtsvorſteher incompetent ausgeſtellten, daher ungiltigen Heimatſchein. 
Laut producirten legalen Ausweiſes gehörte der Betreffende ſeit dem 
6. Juli 1874 der erſten Claſſe der Erſatzreſerve an und wurde am 
1. October 1879 in die zweite Claſſe der Erſatzreſerve überführt. Er 
ſtand alſo während ſeines Aufenthaltes in Oeſterreich noch über das 
Jahr 1879 hinaus im preußiſchen Heeresverbande. Nichtsdeſtoweniger 
hat die betreffende königl. preußiſche Regierungsbehörde, welche diesfalls 
begrüßt wurde, die Anerkennung der Staatsbürgerſchaft verweigert, weil 
die Friſt des S 12: 3 d. R. G. abgelaufen iſt. Daß der Betreffende 
noch über das Jahr 1879 im preußiſchen Heeresverbande war, vermöge 
hieran nichts zu ändern, da derſelbe zu dieſer Zeit die preußiſche 
Staatsbürgerſchaft noch beſeſſen habe. Es iſt alſo nach der, auch mit 
§ 15: 3 d. R. G. übereinſtimmenden Anſicht der königl. preuß iſchen 
Behörde die noch beſtehende und geleiſtete Heeres⸗Dienſtpflicht kein Hinder⸗ 
niß für den Beginn und den Lauf der in § 12: 3 d. R. G. feſtgeſetzten 


nur inſoferne eine Aenderung erfolgt, als dieſer Erlöſchungsgrund im Friſt. Vom Standpunkte des die Auswanderungsfreiheit durch die Wehr⸗ 
Geiſte der verfaſſungsrechtlichen Beſchränkung der Auswanderungs⸗ pflicht ungleich mehr beſchränkenden öſterreichiſchen Rechtes kann dies 
freiheit nur auf jene thatſächlich auswanderuden Oeſterreicher Anwendung ſelbſtverſtändlich nicht der Fall fein, indem bei ſtellungspflichtigen, wehr⸗ 
finden kann, deren Auswanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht nicht oder pflichtigen und gar in der Militär⸗Dienſtpflicht ſtehenden Perſonen ein 
nicht mehr beſchränkt iſt. Solche Perſonen dürfen nach geltendem öſter⸗ Verlaſſen des Staatsgebietes mit dem animus non redeundi als recht⸗ 
reichiſchem Rechte nach eigener Willkür und ohne bezügliche Anzeige an lich nicht zuläſſig angeſehen wird. Das ungariſche Geſetz ſteht im § 31 
die Behörde auswandern, d. h. ihre öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft ab⸗ der deutſchen Faſſung näher, als der unſeres P. 36, Al. 2. Damit 
legen. Die Bekundung der Auswanderungsabſicht, welche Bekundung für | aber bringt ſich dieſe ungarische Beſtimmung in Widerſpruch mit dem 
die Staatsbehörde mit Rückſicht auf Evidenzzwecke von Bedeutung iſt, §S 22. Was nun, wenn ein Siebzehnjähriger oder ein Honved oder 
erfolgt nur durch die bezügliche Erklärung bezw. durch das Einſchreiten ein Reſerviſt des ſtehenden Heeres, ohne die Bewilligung erhalten zu 
um die Ausſtellung der Entlaſſungsurkunde. Schreitet ein Auswanderer haben, thatſächlich ausgewandert iſt, d. h. durch zehn Jahre ohne Paß 
aber um die Entlaſſungsurkunde gar nicht ein, und ein Zwang kann abweſend war, und zwar im Auslande? Wird er nach den ungariſchen 
hiezu aus mehrfachen Gründen nicht eintreten, jo ift über deſſen that⸗ Geſetzen wirklich als Ausländer bezw. Nicht⸗Ungar behandelt? Das 
ſächlichen Austritt aus der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit eine für ſtünde im Widerſpruch mit den Wehrgeſetzen, zu deren Ausführung ja 
die Evidenzzwecke nöthige Bekundung gar nicht vorhanden. Da bei der § 22 gewiſſermaßen dienen ſollte. Dieſen Widerſpruch vermeidet die 
Auswanderung von in ihrer Auswanderungsfreiheit nicht oder nicht mehr in Al. 4 enthaltene Beſtimmung. 
beſchräukten Oeſterreichern der auimus non redeundi das rechtswirkende Die in Al. 3 angeführten, dem deutſchen, wie dem ungariſchen 
Moment iſt, ſo muß auf dieſes Moment, wenn es nicht durch ausdrückliche Geſetze analogen Hemmungsgründe der zehnjährigen bezw. kürzeren Friſt 
Erklärung bekundet iſt, aus concludenten Handlungen geſchloſſen werden. bedürfen wohl keiner weiteren Begründung. Es handelt ſich hier nur 
Eine ſolche iſt nun in der ununterbrochenen, zehnjährigen Abweſenheit darum, jedem Oeſterreicher die leichte Möglichkeit zu geben, die geſetzliche 
und in dem Nichtbekümmern um ein giltiges Legitimationspapier während Präſumption des animus non redeundi bei zehnjähriger bezw. kürzerer 
dieſes Zeitraumes zu erblicken. Es iſt alſo nur im Geiſte des Art. 4, Abweſenheit durch ausdrückliche gegentheilige Erklärung zu vernichten. 
Al. 3 St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, dieſen Ebenſo iſt Al. 4 aus ſich ſelbſt klar. 
Erlöſchungsgrund hier geſetzlich zu fixiren. f Al. 5 it im Hinblicke auf die Beſtimmungen des Staatsvertrages 
Der Beginn dieſer Friſt, durch deren Ablauf die thatſächlich vollzogene mit Nordamerika vom 20. September 1870, R. G. Bl. Nr. 74 ex 
1871, aufgenommen, um den Abſchluß ſolcher Conventionen nicht un⸗ 


Auswanderung als rechtswirkſam bekundet angenommen wird, iſt durch die 


Natur des öſterreichiſchen Auswanderungsrechtes von ſelbſt beſtimmt. Für 
Diejenigen, deren Auswanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht gar nicht 
beſchränkt iſt, beginnt ſie in dem Augenblicke, in dem ſie thatſächlich aus⸗ 
wandern, für Diejenigen, deren Auswanderungsfreiheit dieſer Beſchränkung 
unterliegt, kaun ſie erſt in dem Augenblicke beginnen, wo die Betreffenden 
nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes ohne vorherige behörd⸗ 
liche Bewilligung auswandern können, d. i. alſo erſt nach dem Austritte aus 
dem wehrpflichtigen Alter, demnach allgemein mit dem (die Landſturm⸗ 
pflicht inbegriffen!) vollendeten 42. Lebensjahre. Hat demnach der noch 
nicht 42 Jahre alte Oeſterreicher ſchon vorher das öſterreichiſche Staats⸗ 
gebiet verlaſſen, fo beginnt der Lauf dieſer Frift mit der Vollendung 


möglich zu machen. Wiewohl das d. R. G. dieſe Zuſatzbeſtimmung nicht 
enthält, iſt für dasſelbe die Bancroft⸗Convention doch abgeſchloſſen 
worden. Das ungariſche Geſetz hat mit Rückficht auf ſeinen § 47 dieſen 
Zuſatz nicht nöthig. 

Al. 6 entſpricht den Beſtimmungen nach den oben ſtehenden 
PP. 29 und 33, Al. 4. 

37. „Für die Ausfertigung der Verleihungsurkunde (P. 6) tft 
eine Gebühr von 2 fl. in Stempeln zu entrichten. 

„Die Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde 
gebührenfrei. 


(P. 19) erfolgt 


ee 


„Abfahrtsgelder dürfen nur in Anwendung der Reciprocität er- Erhebung der durch den Rechtsbildungsproceß zu dieſen erwachſenen 
hoben werden.“ Be NE 8 zu einem Geſammtgeſetze anſtrebt. Nicht 
Das Geſuch um die Verleihung der Staatsbürgerſchaft unterliegt let g ſind die Vorausſetzungen für die Schaffung eines ſolchen im 

zwar bereits 115 Stempelgebühr 55 2 fl. e iſt die öſterreichiſchen Rechte 15 ehr gegeben, als für das Staatsbürgerſchaftsrecht. 
Erhebung einer eigenen Ausfertigungsgebühr für die Verleihungsurkunde Da in 9 55 jr vorgeſchlagenen Entwurfe ine; Staatöbit ers 
nach mehrfacher Richtung nicht unbillig und gerechtfertigt. ſchaftsgeſetzes der Verſuch einer ſolchen Codification des diesfälligen 
Für die Entlaſſungsurkunde wird die Erhebung einer beſonderen Rechtes gemacht wird, ſo wäre in demſelben ſelbſtverſtändlich die 
Ausfertigungsgebühr nicht vorgeſchlagen, weil dieſelbe einen weſentlich e e Di Staatsbürgerſchaft fi beziehenden Ver⸗ 
anderen rechtlichen Charakter hat, als die Verleihungsurkunde. § 24, ha tniſſe zu berückſichtigen. Es Bat nun die Schutzgenoſſenſchaft, 
Al. 2 d. R. G. ordnet zwar gerade bei der Ertheilung der Ent⸗ wie ſie ſich im internationalen Verkehre allgemein und für Oeſterreich 
laſſungsurkunde die Erhebung einer Gebühr bis zu einem Thaler an. insbeſondere aus deſſen en Beziehungen zum Oriente heuantögehulbet 
Allein für unſer Recht iſt es entſprechender, die Entlaſſungsurkunde hat, wenn auch nicht eine nahe Verwandtſchaft, ſo doch eine nahe 
gebührenfrei auszufertigen. Selbſtverſtändlich bezieht ſich die Gebühren⸗ Beziehung Mi Den i ODE rn, Tal, n REN 150 
freiheit nicht auch auf die betreffende Eingabe an die Behörde. Reation pegjefben 5 Schutzgenoſſenſchaft überhaupt nicht gedacht lde; 
Al. 3 wiederholt die Beſtimmung des Art. 4, Al. 4 des Staats- ſe inte die Meinung enstehen, daß dieſes codifieirte Staatsbürger 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. ſchaftsrecht dieselbe nahem fd überhaupt nicht anertenne. Aus dieſer 
f f 8 f 9 Erwägung iſt der zweite Abſatz dieſes Punktes hervorgegangen, welcher 

38. „Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Vorſchriften über die die Schutzgenoſſenſchaft als nach eigenem, beſonderem Rechte beſtehend 
Erwerbung und den Verluſt der Staatsbürgerſchaft, wie auch insbe- anerkennt. Ueber die öſterreichiſch⸗ungariſche Schutzgenoſſenſchaft in der 
ſondere alle zur Regelung der Auswanderung öſterreichiſcher Staats⸗ e e e e d. a. 3 47 f e 
Ne Dh el, e iſt diesfalls die Miniſterialverordnung vom 2. December 1857, R. G. Bl. 
Wahrig eng Peer a IBAN en Nr. 234. Dieſe Schutzgenoſſenſchaft ift übrigens ein Oeſterreich und 
„Die über ja Schutzgenoſſen (unterthanen de facto) beſtehenden Ungarn gemeinſames Inſtitut, deſſen Verwaltung in das gemeinſame 
beſonderen Vorſchriſten werden durch dieſes Geſetz in keiner Weiſe berührt.“ Minifterium des Aeußern reſſortirt. Dieſe Schutzgenoſſen im Oriente 
Durch dieſe Faſſung der Derogationsclanſel in Al. 1 wird ſpeciell auch (die Unterthanen de facto) find weder öſterreichiſche noch ungariſche 

das Auswanderungspatent vom 24. März 1832 in feiner Gänze aufge⸗ Staatsbürger. Wenn § 32 der citivten Miniſterialverordnung ſolchen 
hoben. Bekanntlich find die Meinungen über die Rechtswirkſamkeit dieſes Unterthauen de facto für gewiſſe Fälle mit der Entziehung des An⸗ 
Auswanderungspatentes bezw. einzelnen Beſtimmungen desſelben ſehr ſpruchs „auf die öſterreichiſche Staatsunterthanſchaft“ droht, ſo kaun 
getheilt. In einem Berichte an das Miniſterium des Innern hat, wie darunter die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht gemeint ſein. Vielmehr 
dies aus dem Erlaſſe dieſes Miniſteriums vom 3. Juni 1868, müßte ein ſolcher Unterthan de facto um die Verleihung der öſterrei⸗ 
3. 7201,36, hervorgeht, eine Landesſtelle die Anſchauung vertreten, daß chiſchen oder ungariſchen Staatsbürgerſchaft wie jeder andere Ausländer 
das Auswanderungspatent trotz des Art. 4, Al. 3 des mehrcitirten einſchreiten. Es find demnach dieſe Unterthanen de facto gemäß aus⸗ 
Staatsgrundgeſetzes, „mit einziger Ausnahme der im § 3, lit. d ent⸗ drücklicher Beſtimmung des $ 5 b), Anm. 3 der Inſtruction zum 
haltenen als noch in voller Wirkſamkeit ſtehend anzuſehen“ ſei. Das Wehrgeſetze von der Erfüllung der Wehrpflicht im Sinne des § 4 des 
Wehrgeſetzes ausgenommen. Dieſe Unterthanen de facto werden in der 


Miniſterium des Innern hat in dieſem Erlaſſe, dieſe Anſicht der Landes⸗ 
ſtelle berichtigend, ausgeſprochen, daß die Beſtimmungen des achten bis eitirten Miniſterialverordnung auch als eigentliche öſterreichiſche Unter⸗ 
thanen im Gegenſatze zu den gemäß § 39 a) und b) eit. unter „kaiſer⸗ 


elften Hauptſtückes (SS 24— 39) nach dem durch Art. 4, Al. 3 eit. 

geſchaffenen, unmittelbar geltenden Rechte nicht mehr in Anwendung zu lichem Conſularſchutze“ ſtehenden Unterthauen mit Oeſterreich befreundeter 

kommen haben. Dag’gen finden wir in der Manz'ſchen Geſetzesausgabe dritter Mächte, welche am betreffenden Orte keine eigene Vertretung 
haben“ und jenen „ottomaniſchen Unterthanen, die ſich im Inter⸗ 


IX. Band, S. 324 gerade die in dieſem Erlaſſe als nicht mehr an⸗ 
wendbar bezeichneten SS 24, 25, 31—38 des Auswanderungspatentes nuntiaturs⸗ oder Conſulatdienſte befinden“ und während der Dauer 
dieſes Dienſtverhältniſſes für ihre Perſon jenen Unterthanen de facto 


ausdrücklich als noch geltend bezeichnet. Auf die Wirkſamkeit des § 1 
des Auswanderungspatentes beruft ſich das Miniſterium in einem au gleichgehalten werden, bezeichnet. Aber auch daraus dürfte nicht gefolgert 


| 
die niederöſterreichiſche Statthalterei gerichteten Erlaſſe vom 17. Juli 5 daß dieſelben wirklich und eigentlich öſterreichiſche (bezw. unga⸗ 
ö 


1870, 3. 3086. Derſelbe Widerſpruch beſteht zwiſchen den Ausfüh⸗ riſche) Staatsbürger ſeien. Es unterſcheidet übrigens auch dieſe Mini⸗ 
rungen des Commiſſionsberichtes der Wiener juriſtiſchen Geſellſchaft ſterialverordnung in § 1 die eigentlichen Staatsangehörigen von den 
über die Einwirkung der Staatsgrundgeſetze („Zeitſchrift für Ver- Unterthanen de facto, indem gegenüber den in der Türkei mit von 
waltung“ 1868, Nr. 12, S. 45) und denen Jaeger's in der ſchon der competenten öſterreichiſchen Behörde ausgeſtellten Documenten ſi 
öfter citirten Abhandlung „über die Freiheit der Auswanderung“ aufhaltenden, in einer inländiſchen Gemeinde heimatberechtigten Perſonen, 
(„geitirift für Verwaltung“ 1868, Nr. 25, S. 97). Während der in lit. b) als „ſogenannte Unterthanen de facto“ nur diejenigen 
bezeichnete Commiſſionsbericht „durch den dritten Abſatz des Art. 4 Perſonen bezeichnet werden, welche in der Levante (unter dem kaiſ. 
St. G. G. (R. G. Bl. Nr. 142) das Auswanderungspatent vom Conſularſchutze) leben und keiner inländiſchen, ſondern blos einer 
24. März 1832 als aufgehoben“ anſieht, „da dasſelbe auf dem Grund⸗ Conſulargemeinde angehören. 

ſatze beruht, daß jede Auswanderung eine behördliche Geſtattung Uebrigens iſt die Gewährung des Conſularſchutzes au Angehörige 
erfordere, während nunmehr das Recht der Auswanderung durch eine eines befreundeten fremden Staates etwas weſentlich Anderes als die 
ſolche Erlaubniß nicht mehr bedingt iſt,“ führt Jaeger in überzeugender Schutzgenoſſenſchaft, wie in dem hier feſtgehaltenen Sinne. Solche „Schutz⸗ 
Weiſe aus, daß die derogirende Wirkung jener grundgeſetzlichen Beſtimmung genoſſen“, „Schutzverwandte“ find und bleiben Angehörige jenes fremden 
ſich nicht weiter erſtrecke, als auf § 3 d) des Auswanderungspateutes Staates und iſt der ihnen gewährte Conſularſchutz mehr ein Act völker⸗ 
und daß demnach „alle anderen Beſtimmungen desſelben rechtlicher Courtoiſie gegenüber dem befreundeten fremden Staate, deſſen 
— ſelbſtverſtändlich inſoweit nicht durch andere Geſetze, wie dies | Angehörige fie find. Anders die öſterreichiſch-ungariſchen Schutzgenoſſen 
rückſichtlich des 4. Hauptſtückes durch die Strafgeſetznovelle vom (Unterthanen de facto) im Oriente. Dieſe beſitzen überhaupt in keinem 
15. November 1867 der Fall iſt, ſchon Abänderungen eingetreten anderen Staate die Staatsbürgerſchaft. Sie find, einheimiſch auf dem 
iind — als noch in voller Wirkſamkeit beſtehend angejehen ottomaniſchen Staatsgebiete, find aber nicht Angehörige dieſes Staates. 
werden“ müſſen. So bemerken wir ein Schwanken der Anſchauungen, Sie ſtehen unter öſterreichiſch⸗ungariſchem Schutze und find weder öĩſter⸗ 
ob und was von dem Auswanderungspatente noch in Wirkſamkeit ſtehe. reichiſche, noch ungariſche Staatsangehörige. 

Die Codificirung des Staatsbürgerſchaftsrechtes ſchneidet da jede Dieſes, urſprünglich aus einem gewiſſen Religionsſchutze hervor⸗ 
Controverſe ab, welche für ſich allein ſchon ſehr deutlich auf die Noth⸗ gegangene, ſeltſame Verhältniß iſt wohl bald nur noch eine hiſtoriſche 
wendigkeit der hier angeregten Codification hinweist. Die innerlich zu Reminiscenz, zumal jener urſprüngliche Entſtehungsgrund ſeit dem 
einer rechtlichen Einheit erſtarkten bezüglichen Rechts⸗ beziehungsweiſe | Hatticherif von Gülhane und dem Hatti⸗Humajun vom 18. Februar 1856 
Lebensverhältniſſe drängen faſt ſchon durch ſich ſelbſt zu dieſer Codi⸗ und dem Nationalitätsgeſetze vom Jahre 1869 immer mehr in Wegfall 
fication, die ja weniger Neuerungen im Rechte, als vornehmlich die kommt. 


Ein beſonderes Verhältniß beſteht diesfalls nach dem durch 
Art. XXV des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 (R. G. Bl. 
Nr. 43 ex 1879) für Bosnien und die Herzegowina geſchaffenen 
Zuſtande. Eine eigene bosniſch⸗herzegowiniſche Staatsangehörigkeit beſteht 
natürlich nicht; ebenſo wenig ſind die bosniſch⸗herzegowiniſchen Landes⸗ 
angehörigen öſterreichiſche oder ungariſche Staatsbürger. Sie ſind viel⸗ 
mehr, da die Sonveränetät des Sultans und damit des ottomaniſchen 
Kaiſerthumes über Bosnien und Herzegowina durch den eitirten Artikel 
des Berliner Vertrages nicht aufgehoben erſcheint und dieſe Provinzen 
von dem ottomaniſchen Staatsverbande nicht abgetrennt worden ſind, 
nach wie vor gemäß des türkiſchen Nationalitätsgeſetzes vom 19. Jänner 
1869 als ottomaniſche Staatsangehörige zu betrachten. Nichtsdeſtoweniger 
ſtehen die bosniſch⸗herzegowiniſchen Landesangehörigen im Auslande 
unter dem Schutze der k. und k. öſterreichiſch⸗ungariſchen Miſſionen und 
Conſulate und dies ſelbſt innerhalb des ottomaniſchen Staatsgebietes 
gegenüber den ottomaniſchen Behörden. Alſo eine Art Schutzgenoſſenſchaft, 
welche unſerem Rechte vor der Occupation diefer türkiſchen Provinzen 
fremd war. 

Eine ebenſo beſondere Art der Schutzgenoſſenſchaft beſteht rück⸗ 
ſichtlich der Bewohner jener Gebiete, welche unter der „Schutzherrlich— 
keit“ eines Staates ſtehen. Dieſe Schutzgenoſſenſchaft wird angeſichts 
der deutſchen Coloniſationen für das deutſche Recht ſehr actuell. Ueber 
dieſe Wirkung der Schutzherrlichkeit enthält das Geſetz vom 17. April 
1886 (Nr. 1847, R. G. Bl. des deutſchen Reiches Nr. 10), betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete keinerlei Beſtimmung. 
Auch Pann widmet in der jüngſt veröffentlichten Studie „Ueber das 
Recht der deutſchen Schutzherrlichkeit“ dieſer Frage keine Beachtung. 
Praktiſch wird dieſe Frage im Hinblicke. auf die Civiliſationsſtufe der 
einheimiſchen Bevölkerung allerdings nicht ſo leicht von Belang werden, 
theoretiſch iſt ſie zweifellos von Intereſſe und der Erörterung gewiß 
nicht unwerth. 

Aus der Textirung dieſes Punktes in Al. 1 iſt auch die Ueber⸗ 
ſchrift des hier entworfenen Geſetzes zu entnehmen; es betrifft, wie auch 
aus dem ganzen Inhalte desſelben hervorgeht, die Erwerbung und 
den Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft. Vergleicht 
man damit die Bezeichnung des im Art. 1, Al. 2 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger in Ausficht 
geſtellten Geſetzes zur Normirung der Bedingungen, unter welchen „das 
öſterreichiſche Staatsbürgerrecht erworben, ausgeübt und verloren 
wird“, ſo könnte mau aus dem Fehlen eines auf dieſes „ausgeübt“ 
ſich beziehenden Hinweiſes in dieſer den Inhalt des erörterten Entwurfes 
zuſammenfaſſenden Ueberſchrift vielleicht folgern wollen, daß durch das 
vorgeſchlagene Staatsbürgerſchaftsgeſetz die darauf bezügliche Abſicht des 
Art. 1, Al. 1 cit. nicht ganz verwirklicht werde. Dies wäre jedoch 
unrichtig. Auch Art. 1, Al. 2 cit. hat nur ein zu erlaſſendes Geſetz 
betreffend die Erwerbung und den Verluſt der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürgerſchaft vor Augen und iſt mit der in der citirten ſtaatsgrund⸗ 
geſetzlichen Beſtimmung gedachten Ausübung wohl nur die Fort— 
dauer des Erwerbes, der Beſitz der Staatsbürgerſchaft gemeint. 
Wollte an dieſer Stelle mit dem „ausgeübt“ etwas Anderes, etwas 
von dem „erworben“ weſentlich Verſchiedenes bezeichnet werden, ſo 
könnten mit dem „ausgeübt“ nur die Wirkungen der Staats⸗ 
bürgerſchaft in's Auge gefaßt ſein. Die hier wörtlich dem § 23, 
Al. 2 der Reichsverfaſſung vom 4. März 1849 folgende ſtaatsgrund⸗ 
geſetzliche Beſtimmung wollte aber keinesfalls ein beſonderes Geſetz über 
die Wirkungen des Staatsbürgerrechtes, ſondern nur ein ſolches über 
deſſen Erwerb, Beſitz und Verluſt in Ausſicht ſtellen. Glücklich — und 
wenn man ſtreng ſein will, richtig — iſt dieſe Trichotomie in der von 
der bezogenen ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmung gewählten Bezeichnung 
des Staatsbürgerſchaftsgeſetzes allerdings nicht, wenn auch deren Bedeu⸗ 
tung aus dem Zuſammenhange des ganzen Art. 1 eit. füglich nicht 
zweifelhaft ſein kann. 

39. „Zur Durchführung dieſes (Staatsbürgerſchafts⸗) Geſetzes ſind 
der Miniſter des Innern und der Miniſter für Landesvertheidigung 
berufen.“ 


In dem vorliegenden Entwurfe hat die vorſtehende Beſtimmung 
nur deshalb Aufnahme gefunden, um an dieſer Stelle die Frage nach 
der in Streitigkeiten über den Beſitz der öſterreichiſchen Staatsbürger⸗ 
ſchaft eintretenden Behördencompetenz kurz zu berühren. Praktiſch werden 
ſolche Stritte meiſt in Auslieferungsfällen. In ſolchen nun pflegt aber 


der Incidenzſtreit in Betreff der Staatsangehörigkeit nicht beſonders 
entſchieden zu werden. Die im Sinne des § 59 St. P. O. zur Ver⸗ 
handlung in Auslieferungsfällen berufenen Gerichtsbehörden holen zwar 
regelmäßig im Falle, als die fremde Staatsangehörigkeit des Auszu⸗ 
liefernden nicht evident iſt, die Meinung des Miniſteriums des Innern 
ein, aber zu einer eigentlichen Cognition über dieſen Incidenzſtreit 
kommt es nicht, was für die Beſchwerdeführung vor dem Reichsgerichte 
im Hinblicke auf den Schlußſatz des Art. 3, lit. b) (Austragung der 
Angelegenheit im adminiſtrativen Wege) des betreffenden Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, nicht ohne 
nachtheilige Folge iſt. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß nach dem geltenden Rechte die 

ordentliche Cognition über die Staatsbürgerſchaft betreffende Streitfälle 
ausſchließ lich zur Competenz der politiſchen Behörden gehört, 
wie denn auch in einem (in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, 
Nr. 11, S. 43 mitgetheilten) ſpeciellen Falle von dem oberſten Gerichts⸗ 
hofe die Entſcheidung über einen ſolchen Ineidenzſtreit vor die politiſchen 
Behörden verwieſen wurde. Hienach haben nur die politiſchen Behörden 
in ſtanzmäßig zu entſcheiden, wenn es ſich darum handelt, zu erkennen, 
ob eine beſtimmte Perſon die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft giltig 
erworben oder verloren habe, dieſe beſitze oder nicht. Gegen die letzte 
Entſcheidung der politiſchen Behörden geht der weitere Rechtszug an das 
Reichsgericht bezw. an den Berwaltungsgerichtshof, worüber ſchon bei 
P. 8 (S. 16) Einiges bemerkt worden iſt. Das ſoll auch nach dem 
vorſtehenden Entwurfe geltend bleiben und ſelbſtredend auch in Aus⸗ 
| lieferungsfällen Anwendung finden. 
In Ungarn gehört die Entſcheidung der Frage über die Staats⸗ 
angehörigkeit in Auslieferungsfällen vor die Gerichte, ebenſo wie nach dem 
franzöſiſchen Rechte; in Preußen (f. Zuſtändigkeitsgeſetz vom 
1. Auguſt 1883, Titel XXIII und die Zuſtändigkeitstabelle Nr. 228 
Brauchitſch a. a. O. I., S. 604) dagegen ausſchließlich vor die 
Verwaltungsbehörden. Vergl. zu dieſer Frage die Ausführungen 
Lammaſch a. a. O. S. 410 ff., welcher das öſterreichiſche Recht in 
dieſem Punkte als „verwickelt“ bezeichnet und dies gewiß mit Grund, 
wenn er hiebei mehr die Praxis als die Lehre an ſich vor Augen hat. 
Der Mangel eines klaren Staatsbürgerſchaftsgeſetzes macht ſich eben auch 
darin bemerkbar. In die glatten Bahnen wird die bezügliche Praxis erſt 
durch die Erlaſſung eines ſolchen Geſetzes dauernd geleitet werden. 

| Danach erſcheint die Competenz des Miniſteriums des Innern 
bezw. der dieſem unterſtehenden politiſchen Behörden in Staatsbürger⸗ 
ſchaftsangelegenheiten die allgemeine. Die Competenz des Miniſteriums 
ſür Landesvertheidigung iſt eine beſondere und ſpeciell beſtimmte, nur 
beſchränkt auf jene Fälle, in denen es ſich um Beſchränkung der Aus⸗ 
wanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht und deren Aufhebung, k 
geſagt, um die Auswanderung Wehrpflichtiger handelt. Zu dieſer 
Eompetenzabgrenzung ſ. auch den Erlaß des Miniſteriums für Laudes⸗ 
vertheidigung vom 7. Juli 1868, Z. 1723 L. V. bei P. 27 (S. 29, 
Anm. 19). 
| 
| 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In politiſchen Strafverfahren ſteht dem Beſchuldigten gegen die 

erfügungen ee der Einleitung der Strafamts andlung 

keine beſondere Beſchwerde zu nnd kann eine Beſchwerde gegen 

das Verfahren nur mit dem Recurſe gegen das Straferkenntniß 
verbunden werden. 

Dr. Hermann K. hat in einem bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in L. eingebrachten, im Rubrum an die Bezirkshauptmaunſchaft ſtyliſirten 
Recurſe gegen einen Beſcheid dieſer Bezirkshauptmannſchaft ſich einer 
Schreibweiſe bedient, die der Bezirkshauptmannſchaft zum Anlaſſe wurde, 
an die Statthalterei den Antrag zu ſtellen, daß gegen Dr. K. wegen 
der Uebertretung der beleidigenden Schreibart eingeſchritten und im 
Sinne des $ 14, Abſ. 2 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 
1854 zur Strafamtshandlung eine andere k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
delegirt werde. 

Mit dem Erlaſſe der k. k Statthalterei vom 17. November 1886 
wurde der Act dem k. k. Bezirkshauptmanne in R. im Delegationswege 
auf Grund des § 14 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 zur 
Verhandlung des Gegenſtandes und Urtheilsſchöpfung nach $ 12 ad o 
und § 11 dieſer kaiſ. Verordnung gegen Anzeige dieſes Ergebniſſes 
zugeſtellt. 
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Der Bezirkshauptmann in R. erließ am 20. November 1886, vom Jahre 1880 vorkommende ausdrückliche Wiederholung der Beſtim⸗ 
3. 324, folgenden Beſcheid an Dr. K.: mung, daß auch zur Eintreibung der Militärtaxe das Privilegium der 
Die k. k. Statthalterei hat mich mit dem Erlaſſe vom 17. Novem⸗ politiſcheu Execution ſtattzufinden hat, vermöge der befagten Gleichſtellung 
ber 1886, Z. 8848, auf Grund des § 14 der kaiſ. Verordnung vom mit den directen Steuern, und vermöge der Art der Verbindung der 
20. April 1854 beauftragt, gegen Sie wegen der gegen die Bezirks⸗ Sätze keineswegs die Bedeutung haben kann, daß das Executionsrecht 
hauptmannſchaft in L. gerichteten beleidigenden Schreibweiſe die Straf- des Staates hier in engere Grenzen gezogen und dabei die in einem 


amtshandlung nach § 12 ad e und $ 11 der citirten kaiſ. Verordnung 
im Delegationswege durchzuführen. In Folge deſſen werden Sie hiemit 
aufgefordert, am 27. November 1886, Vormittags 10 Uhr, hicramts 
perſönlich zu erſcheinen, um ſich mit Hinblick auf die kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, 8 12 lit. e zu verantworten. 


Falle als zweckmäßig erachtete oder mit Rückſicht auf das Object der 
Executionsführung erforderlich befundene Betretung des allgemein offenen 
Weges der Gerichte ausgeſchloſſen ſein ſoll; daß der Beſtand der Schul⸗ 
digkeit der in Rede ſtehenden Leiſtung nicht Gegenſtand der Indicatur 
des Civilrichters im ſummariſchen oder Bagatellverfahren zu ſein hatte, 


Gegen dieſen Statthaltereierlaß brachte Dr. K. den Minifterial: noch fein konnte; daß die Vorſchriften des ſummariſchen Proceſſes nach 
recurs ein. In dieſem wurde erſtlich ausgeführt, daß die Delegirung der dem klaren Wortlaute der Allerhöchſten Entſchließung vom 18. October 
Bezirkshauptmannſchaft in R. auf Grund des § 14, Abſ. 2 der kaiſ. 1845 gewiſſe Rechtsſtreitigkeiten, deren Behandlung im Erkenntniß⸗ und 
Verordnung vom 20. April 1854 nicht begründet ſei, weil die an⸗ | Vollſtreckungsverfahren geregelt wird, zum Gegenftande haben, und daß 
geblich beleidigende Schreibweiſe nicht gegen die Bezirkshauptmannſchaft demnach die für das ſummariſche Verfahren gegebenen, von dem ordent⸗ 
in L. im Ganzen und auch nicht gegen die Perfon des Vorſtehers dieſer lichen gerichtlichen Verſahren abweichenden exceptionellen Beſtimmungen 
Behörde gerichtet ſei, ſondern die Aeußerungen der fraglichen Schrift, in dem von der Vertretung des Militärtaxfondes wie oben unternomme⸗ 
inſoweit darin überhaupt eine Beleidigung erblickt werden könnte, fich nen gerichtlichen Executionszuge nicht zur Anwendung zu kommen hatten. 


lediglich auf eine beſtimmte, der Bezirkshauptmannſchaft L. zugetheilte 
Amtsperſon beziehen. Ferner wurde geltend gemacht, daß die allfällige 
ſtrafbare Handlung nach § 4 der kaiſ. Verordnung vom 3. April 1855, 
R. G. Bl. Nr. 1, bereits verjährt wäre. Das Petit ging dahin, den 
Statthaltereierlaß vom 17. November 1886, Z. 8848, als ungeſetzlich 
zu beheben und das damit eingeleitete Strafverfahren ſofort einzuſtellen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 20. De⸗ 
cember 1886, 3. 21.664, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet den Miniſterialrecurs 
des Hermann K. in L. gegen den Statthaltereierlaß vom 17. November 
1886, 3. 8848, als unſtatthaſt zurückzuweiſen, weil in dieſem Stadium 
des Strafverfahrens im politiſchen Verfahren eine Beſchwerde nicht ſtatt⸗ 
findet; es vielmehr dem Recurrenten freifteht, falls er ſeinerzeit gegen 
das meritoriſche Erkenntniß der Strafbehörde recurriren will, feine Be⸗ 
ſchwerde auch gegen das ganze in dieſer Angelegenheit eingehaltene Ver⸗ 
fahren auszudehnen.“ —T. 


Das Executionsrecht des Staates zur Eintreibung von Rück⸗ 

ſtänden an der nach dem Geſetze vom 13. Juni 1880, N. G. Bl. 

Nr. 20, bemeſſenen Militärtaxe iſt nicht auf den Weg der poli⸗ 

tiſchen Execution beſchränkt, ſondern es kann hiezu, wo es von 

Seite der bezuglichen Verwaltungsbehörde für zweckmäßig erachtet 

wird, auch der Weg der ordentlichen gerichtlichen Execution be⸗ 
treten werden. 

Das Geſuch der k. k. Finanzprocuratur in Vertretung des k. k. 
Militärtaxfondes wider A. um executive Einantwortung zur Hereinbrin⸗ 
gung eines Militärtaxerückſtandes von 4 fl. wurde wegen Incompetenz 
der Gerichte nach $ 10 des Geſetzes vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. 
Nr, 70, abgewieſen. Das Oberlandesgericht beſtätigte den erſtrichterlichen 
Beſcheid in Erwägung, daß der gegen denſelben erſt am zwölſten Tage 
nach der Zuſtellung eingebrachte Recurs bei dem Umſtande, als mit 
Rückficht auf den Betrag die Vorſchriften des Summarverfahrens An⸗ 
wendung finden, nach § 45 desſelben verſpätet überreicht erſcheint, abge⸗ 
ſehen davon aber auch die angefochtene Erledigung geſetzlich begründet 
iſt, da nach dem klaren Wortlaute des § 10 des Geſetzes vom 13. Juni 
1880, R. G. Bl. Nr. 70, rückſtändige Militärtaxen im Wege der 
politiſchen Execution hereinzubringen ſind und nicht auch auf dem Wege 
der Gerichte hereingebracht werden können. 

Auf den außerordentlichen Reviſionsrecurs der Finanzprocuratur 
fand jedoch der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 17. No⸗ 
vember 1886, 3. 13.354, beide unterrichterliche Erledigungen zu behe⸗ 
bei und dem erſten Richter aufzutragen, das Executionsgeſuch der Finanz⸗ 
procuratur mit Abſtandnahme von dem gebrauchten Zurückſtellungsgrunde 
dem Geſetze gemäß zu erledigen, und dies in Erwägung, daß im § 10 
des Geſetzes vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 70, in Betreff der 
Einhebung, Abfuhr und Eintreibung der bemeſſenen Militärtaxen im 
Allgemeinen auf die für die directen Steuern, denen ſie in dieſer Bezie⸗ 
hung gleichgeſtellt ſind, hingewieſen wird; daß bereits durch den Inhalt 
des Hofdecretes vom 19. Jänner 1784, J. G. S. Nr. 228, im Allge⸗ 
meinen klar gemacht worden iſt, daß das Executionsrecht des Staates 


* 


zur Hereinbringung öffentlicher Abgaben außer dem eingeräumten poli⸗ 


tiſchen Wege, welcher ein für das Aerar privilegirter iſt, auch im ordent⸗ 


lichen gerichtlichen Wege geübt werden kann; daß die im citirten Gejege, 


— — Bu—paꝛ̃ — ͤ — . 


Zugleich wurde die Eintragung des obigen Rechtsſatzes in das 
Spruchrepertorium beſchloſſen. 


| Geſetze und Berordnungen. 
1 
| 1886. I. Semefter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
| reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 
Nr. 28. Ausgeg. am 9. März. — Exlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
18. Februar 1886, Z. 679, an die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen als derzeit Vorſitzenden der Directorenconſerenz der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen, betreffend die Reorganiſation des Rettungsweſens auf den Eiſen⸗ 
bahnen. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 22. Februar 1886, Z. 1432, 
an die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen als die Vor⸗ 
ſitzende in der Directorenconferenz der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend 
die einheitliche Bezeichnung der auf den Eiſenbahnen vorkommenden Anhalte⸗ 
ſtellen. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen 
vom 23. Februar 1886, 3 13.681. II, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen, betreffend die Inbetriebſetzung von ſechsachſigen Laſtwagen mit 
40 T. Belaſtung. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von der Landesgrenze nächſt Göding nach Leva mit Flügel von Verebely 
nach Aranyos⸗Maröth 24. Jänner. Z. 892. H. M Z. 3489. Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Secundärbahn von 
Wolframs nach Trieſch. 29. Jänner. Z. 1440. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Zahnradbahn von Zell am See auf die Schmitten⸗ 
höhe. 7. Februar. Z. 3372. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für eine Localbahn von Reichenberg nach Böhmiſch⸗Leipa. 7. Februar. 
3. 4668. — Erſtreckung des Termines für die Bauvollendung und Inbetrieb⸗ 
ſetzung der Localbahnlinie von der Station Littau nach der Stadt Littau. 
20. Februar. Z 3790. 
Nr. 29. Ausgeg. 
Nr. 30. Ausgeg. 
Nr. 31. Ausgeg. 


am 11. März — — — 
am 13. März. 
am 16. März. — 

Nr. 32. Ausgeg. am 18. März. — Abdruck von Nr. 20 R. G Bl. 

Nr. 33. Ausgeg. am 20. März. — -- 

Nr. 34. Ausgeg. am 23. März. — Abdruck von Nr. 38 R. G. Bl. — 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 20. Jänner 1886, 3. 817, an 
ſämmtliche Landesſtellen, betreffend den Waſſertransport von Sprengmitteln und 
anderen Exploſipſtoffen. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 
18. März 1886, womit für April 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 35. Ausgeg. am 25. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 5. März 1886, Z. 6263, an die Verwaltungen fämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Tarifirung von ſertigen Metallpatronen und Collodium⸗ 
wolle. — Bewilligung zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft unter der Firma 
„Zwolenoves⸗Smeenaer Eiſenbahn⸗Actiengeſellſchaft“. 

Nr. 36. Ausgeg. am 27. März. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 21. März 1886, Z. 3932/1, an die Ver⸗ 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend den Vorgang bei 
Feſtſtellung der Bau⸗ und Betriebslängen nach den hiefür nunmehr geltenden 


Grundſätzen. — Bewilligung zur Vornahme technischer Vorarbeiten für ſchmal⸗ 
ſpurige Localbahnlinien von Weiz nach Graz und von Stubenberg nach Hart⸗ 
berg. 7. März. Z. 5729. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine normalſpurige Localbahn von Wſetin nach dem Vlarapaſſe. 17. März. 
3. 7094. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Wr.⸗Neuſtadt nach Grünbach⸗Klaus, eventuell nach Puchberg, mit 
Abzweigung von Fiſchau nach Wöllersdorf. 27. Februar. Z. 6097. 


Nr. 37. Ausgeg. am 30. März. — Kundmachungen des k k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 23. Jänner 1886, betreffend ungiltig gewordene Certificate an⸗ 
ſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. Z. 1519 und 2011. — Friſterſtreckung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Dampftramway von Rauhenſtein bei 
Baden bis zur Krainerhütte mit Fortſetzung als Zahnradbahn auf das eiſerne 
Thor, eventuell Verlängerung nach Heiligenkreuz und Gaaden. 2. März. Z. 6026. 


Nr. 38. Ausgeg. am 1. April. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
13. März 1886, Z. 3786, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend den behufs Conſtatirung der ſtattgehabten Eröffnung neuer 
Bahnlinien einzuhaltenden Vorgang. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 13. März 1886, 3. 8769, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Verlegung des Uhrenwechſels zwiſchen Prager und 
Budapeſter Zeit von Agram nach Zapreſic. 

Nr. 39. Ausgeg. am 3. April. — — — 


Nr. 40. Ausgeg. am 6. April. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 24. März 1886, Z. 9472, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Bezeichnung der Nachtzeit in den Fahrplänen und 
Ergänzung der Verordnung vom 1. April 1884, Z. 618, H. M., über die Vor⸗ 
lage, die amtliche Behandlung und die Kundmachung von Fahrplänen. — Erlaß 
des k. k. Handelsminiſteriums vom 22. März 1886, 3. 9477, an die Ver⸗ 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Ausſtellung von | 
Leichenpäſſen in Sachfen. — Verfügung des k. k. Handelsminiſteriums dom 
26. März 1886, Z. 62,9. M., betreffend die Beſtimmung der nutzbaren Länge 
der Geleiſe und fonſtigen Einrichtungen in den Stationen. — Erlaß der k. k. 
Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 11. October 1885, 
8. 11 472,1, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Privateiſenbahnen, 
betreffend die dem Benützungsconſenſe für zu längerem oder dauerndem Auf⸗ 
enthalte von Menſchen beſtimmte Bauobjecte vorausgehende amtliche Unterſuchung. 


Nr. 41. Ausgeg. am 8. April. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 31. März 1886, Z. 1428, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend die Erledigung der in der Eiſenbahn⸗Tarifenquete 1882 —1883 
geſtellten Anträge. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 31. März 1886, 
3. 1428, an die bei der Eiſenbahn⸗Tarifenquete 1882 - 1883 betheiligt ge⸗ 
weſenen Corporationen, enthaltend die Erledigung der in derſelben geſtellten 
Anträge. — Conceſſton zum Baue und Betriebe einer Tramwaylinie, anſchließend 
an die beſtehende Linie „Sternwartgaſſe⸗Feldgaſſe“, bis zum Thereſienplatz in 
Ober⸗Döbling. 21. März. Z 36.253 ex 1885. — Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen 24. März. 

Nr. 42. Ausgeg. am 10. April. — — — 

Nr. 43. Ausgeg. am 13. April. — — — 

Nr. 44. Ausgeg. am 15. April. — 


Nr. 45. Ausgeg. am 17. April. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Pferdeeiſenbahn von Mähriſch⸗Oſtrau nach Witkowitz mit 
einer Abzweigung nach Polniſch⸗Oſtrau. 19. März. Z. 7917. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbähn von Weitz über 
Gleisdorf nach Hartberg mit einer Abzweigung nach Fürſtenfeld. 26. März. 
3. 7622. 

Nr. 46. Ausgeg. am 20. April. — — — 

Nr. 47. Ausgeg. am 22. April. — Conceſſion zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahnverbindung zwiſchen Km. 0˙580 der Linie Benſen — Böhmiſch⸗ 
Leipa der böhmiſchen Nordbahn und dem Fabriks⸗Etabliſſement der Firma 
Friedrich Mattauſch und Sohn in Benſen. 6. April. Z. 9464. 


Nr. 48. Ausgeg. am 24. April. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 19. April 1886, Z. 12.933, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbah nen, betreffend die Anſchaffung von Fahrbetriebsmitteln zum Behufe der 
Unterſtützung der Maſchinen⸗ und Waggonbau⸗Induſtrie. 


Nr. 49. Ausgeg. am 29. April. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 19. April 1886, womit für Mai 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. — 
Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen an die Ver⸗ 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen vom 16. April 1886, Z. 3073, 
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betreffend die Einreihung von halbwarmen und kalten Maſchinen in die ver⸗ 
kehrenden Züge. 

Nr. 50. Ausgeg. am 1. Mai. Abdruck von Nr. 58 R. G. Bl. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 20. April 1886, 3. 11.877, an den 
Verwaltungsrath der Südbahngeſellſchaft wegen Abänderung der Beſtimm ungen 
für die Verpackung des Sprengmittels Diorrexin. — Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahnen. 25. April. 

(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium 
Joſeph Ritter Schneider von Limhofen anläßlich deſſen Penſionirung die 
Allerhöchſte Anerkennung bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Maximilian Janſekowitſch 
zum Miniſterialrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe extra statum im Miniſterium 
des Innern Adolph Ritter von Eiſenreich anläßlich deſſen Penſionirung den 
Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Franz Wozenilek zum Statthaltereirathe 
in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär Friedrich Grafen Pongräcz 
von Szent⸗Miklos und Ovär zum Sectionsrathe und den Miniſterialconcipiſten 
Heinrich Dobra zum Miniſterialſecretär im Reichs⸗Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sanitätsrathe Dr. Moriz Gauſter den 
Titel eines Regierungrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrathe der Finanz⸗ 
Landesdirection in Prag Rudolph Mühlvenzl das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiofficiale in Prag Karl De Lattre 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Direc⸗ 
tionsadjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Göſting bei Graz Franz 
We ixelbaumer das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Rudolph Herrdin 
zum Finanzrathe der Finanzdirection in Troppau ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Forſtingenieurs⸗ 
adjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien, bis 10. April (Amtsbl Nr. 68.) 

Oberbuchhalterſtelle mit 3500 fl. und einem 30percentigen Quartiergelde 
bei der k. k Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, bis 25 April. (Amtsbl. Nr. 70.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Reichs- FVolksschulgesetz, Das, durch das Gesetz vom 2. Mai 1883 
abgeänderte und ergänzte, vom 14. Mai 1-69 und die dazu erlassenen 
Durchführungsverordnungen. Nebst einer Geschichte und Motivirung des 
Neuen Reichs-Volksschulgesetzes. 2. Aufl. kl. 8. 1883. (64 S.) 80 kr. 
Einquartierungsgesetz, Das, vom 11. Juni 1879 sammt der Durchführungs. 
vorschrift und dem Zinsclassentarife. kl. 8. 1879. (IV, 102 S.) 60 kr- 
Gesetz über die Evidenzhaltung des Grundstenerkatasters vom 
23. Mai 1803. Mit erläuternden Notizen aus dem Motivenberichte ete. etc. 
kl. 8. 1883. (48 S.) 30 kr. 
Vollzugsvorschriften der k. k. Ministerien der Justiz und der Finanzen 
zum Gesetz vom 23. Mai 1883 über die Evidenzhaltung des Grund- 
steuerkatasters. kl. 8. 1883. (74 8) 30 kr. 
Gesetze, Die, vom 7. Juni 1883, betreffend die Zusammenlegung 
(Commassation) landwirthschaftlicher Grundstücke, die Bereinigung 
des Waldlandes von fremden Enclaven und die Arrondirung der Wald- 
grenzen, die Theilung gemeinschaftlicher Grundstücke und die Regulirung 
der hierauf bezüglichen Benützungs- und Verwaltungsrechte. Mit alpha- 
betischem Nachschlageregister. kl. 8. 1883. (36 8.) 20 kr. 
Nachträge, Verordnungen und Normalstatuten zu der durch das 
Gesetz vom 15. März 1883 abgeänderten und ergänzten Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859. 2. Aufl. kl. 8 1883. (IV, 56 8) 20 kr. 
Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien. Gesetz 
vom 17. Jänner 1883. kl. 8. 1884. (VIII, 56 S.) 20 kr. 
Bauordnung, Die neue, für das Land Niederösterreich (ausser Wien). 
Hilfsbuch für deren Durchführung, Handhabung und Anwendung von 
Erich Graf Kielmansegg. 2. verbesserte Auflage. kl. 8. 1885. (VI, 
160 S.) 1A. 


BEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 42 der Erkenntniſſe 1886. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 
18. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


